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Liebe Mandantin,  
lieber Mandant, 

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und 
Wirtschaftsrecht für Sie zusammengestellt. 

Mit freundlichem Gruß 

cardo Partnerschaft mbB 

 

STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 
 

Unternehmer 

Steuerliche Erleichterungen in der Corona-
Krise 

Die Finanzverwaltung des Bundes und der 

Länder gewährt Steuerpflichtigen, die von der 

Corona-Krise betroffen sind, Erleichterungen 

bei der Zahlung von Steuern. Die 

Erleichterungen betreffen die Stundung, die 

Anpassung von Vorauszahlungen und die 

Vollstreckung. 

Hintergrund: Das Corona-Virus und die 

staatlich angeordneten Maßnahmen wie die 

Schließung von Geschäften oder die 

Einschränkung des Nahverkehrs 

beeinträchtigen mittlerweile die meisten 

Unternehmen. Die Finanzverwaltung spricht 

nun erste Erleichterungen aus. 

Wesentlicher Inhalt der Schreiben des 

Bundesfinanzministeriums und der obersten 

Finanzbehörden der Länder: 

1. Stundung 

Steuerpflichtige können die Stundung für 

Steuern wie Einkommen-, Körperschaft- und 

Umsatzsteuer beantragen, die bis zum 

31.12.2020 fällig werden. Die Stundung soll in 

der Regel zinslos gewährt werden. Für die 

Stundung ist ein Antrag erforderlich, in dem 

der Steuerpflichtige seine Verhältnisse 

darlegen und nachweisen muss, dass er 

unmittelbar und nicht unerheblich von der 

Corona-Krise betroffen ist. 

Hinweis: Eine „unmittelbare Betroffenheit“ 

setzt eine Infektion mit dem Corona-Virus nicht 

voraus. Vielmehr kommt es darauf an, dass ein 

wirtschaftlicher Schaden eingetreten ist, z. B. 

weil keine 



 
Aufträge mehr eingehen oder diese nicht 

bearbeitet werden können. Dem BMF zufolge 

ist nicht erforderlich, dass der Steuerpflichtige 

seinen Schaden im Einzelnen nachweist. 

Stundungsanträge für Steuern, die erst nach 

dem 31.12.2020 fällig werden, müssen 

besonders begründet werden. 

Stundungsanträge zur Gewerbesteuer müssen 

– außer bei den Stadtstaaten – bei der 

Gemeinde gestellt werden, da die Gemeinden 

für die Gewerbesteuer zuständig sind. 

2. Anpassung von Vorauszahlungen 

Die Anpassung von Einkommen- und 

Körperschaftsteuer ist auf Antrag möglich, 

wenn der Steuerpflichtige unmittelbar und 

nicht unerheblich betroffen ist. 

Auch bei der Gewerbesteuer kann eine solche 

Anpassung erfolgen, indem das Finanzamt den 

Gewerbesteuermessbetrag für Zwecke der 

Vorauszahlungen herabsetzt. Die Gemeinde, 

die für die Gewerbesteuer zuständig ist, ist an 

diese Anpassung gebunden und muss dann die 

eigentlichen Vorauszahlungen zur 

Gewerbesteuer herabsetzen. 

3. Vollstreckungsaufschub 

Auf Antrag gewähren Finanzämter 

Vollstreckungsschutz, sodass bis zum 

31.12.2020 von Vollstreckungsmaßnahmen 

abgesehen werden soll. Erforderlich ist, dass 

der Steuerpflichtige unmittelbar und nicht 

unerheblich betroffen ist. 

Säumniszuschläge werden in Fällen des 

Vollstreckungsaufschubs in der Zeit vom 

19.3.2020 bis zum 31.12.2020 erlassen. Dieser 

Erlass kann durch eine sog. 

Allgemeinverfügung erfolgen, die öffentlich 

bekanntgegeben wird. 

Bei den bundesgesetzlich geregelten Steuern, 

die von der Zollverwaltung verwaltet werden 

(z. B. Einfuhrumsatzsteuer, Energiesteuer und 

Luftverkehrssteuer), sind die Hauptzollämter 

angewiesen worden, den Steuerpflichtigen 

angemessen entgegenzukommen. Dadurch 

sollen unbillige Härten vermieden werden. 

Auch hier kommen Stundungen, 

Vollstreckungsaufschub und Anpassungen der 

bisherigen Vorauszahlungen in Betracht. 

Hinweis: Noch nicht bundeseinheitlich geregelt 

sind derzeit z. B. allgemeine 

Fristverlängerungen für Steuererklärungen 

oder -anmeldungen oder materiell-rechtliche 

Billigkeitsregelungen, die zu niedrigeren 

Steuern führen würden. 

Einige Landesfinanzbehörden sehen 

inzwischen Erleichterungen im Bereich der 

Umsatzsteuer vor. So sollen bereits getätigte 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlungen auf Null 

herabgesetzt und dann erstattet oder 

verrechnet werden. Entsprechende 

Regelungen gibt es derzeit – soweit ersichtlich 

– in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 

Brandenburg, Hessen, Saarland, Sachsen, 

Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 

Thüringen. Weitere Bundesländer werden 

voraussichtlich folgen. 

4. Verlustrücktrag 

Von der Corona-Krise unmittelbar und nicht 

unerheblich negativ betroffene 

Steuerpflichtige, die noch nicht für den VZ 2019 

veranlagt worden sind, können auf der 

Grundlage eines pauschal ermittelten 

Verlustrücktrags eine Herabsetzung der 

festgesetzten Vorauszahlungen für 2019 

beantragen. 

Die Inanspruchnahme des pauschal ermittelten 

Verlustrücktrags aus 2020 zur nachträglichen 

Herabsetzung der Vorauszahlungen für 2019 

erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist schriftlich 

oder elektronisch (z.B. mittels ELS-TER) bei 

dem für die Festsetzung der Einkommensteuer 

bzw. Körperschaftsteuer zuständigen 

Finanzamt zu stellen. Der Antrag auf 

Herabsetzung der Vorauszahlungen im 

pauschalierten Verfahren kann gleichzeitig mit 

dem Antrag auf Herabsetzung der 

Vorauszahlungen für 2020 gestellt werden. 



 
Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag aus 

2020 kann von Steuerpflichtigen in Anspruch 

genommen werden, die Gewinneinkünfte oder 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

erzielen. 

Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag aus 

2020 beträgt 15 Prozent des Saldos der 

maßgeblichen Ge-winneinkünfte und/oder der 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, 

welche der Festsetzung der Vorauszahlungen 

für 2019 zugrunde gelegt wurden. Er ist bis zu 

einem Betrag von 1.000.000 Euro bzw. bei 

Zusammenveranlagung von 2.000.000 Euro 

(§10d Absatz 1 Satz 1 EstG) abzuziehen. Die 

Vorauszahlungen für 2019 sind unter 

Berücksichtigung des pauschal ermittelten 

Verlustrücktrags aus 2020 neu zu berechnen 

und festzusetzen. Eine Änderung der 

Festsetzung der Vorauszahlungen führt zu 

einem Erstattungsanspruch. 

 

Rechtliche Maßnahmen in der Corona-
Krise 

1. Sonderzahlungen 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber können 

ihren Beschäftigten nun Beihilfen und 

Unterstützungen bis zu einem Betrag von 1.500 

Euro steuerfrei auszahlen oder als 

Sachleistungen gewähren. 

Erfasst werden Sonderleistungen, die die 

Beschäftigten zwischen dem 1. März 2020 und 

dem 31. Dezember 2020 erhalten. 

Voraussetzung ist, dass die Beihilfen und 

Unterstützungen zusätzlich zum ohnehin 

geschulde-ten Arbeitslohn geleistet werden. 

Die steuerfreien Leistungen sind im Lohnkonto 

aufzuzeichnen. Andere Steu-erbefreiungen 

und Bewertungserleichterungen bleiben 

hiervon unberührt. Die Beihilfen und 

Unterstützungen bleiben auch in der 

Sozialversicherung beitragsfrei. 

 

2. Kurzarbeitergeld 

Lieferengpässe, die im Zusammenhang mit 

dem Corona-Virus entstehen, oder behördliche 

Betriebsschließungen mit der Folge, dass 

Unternehmen ihre Produktion einschränken 

oder einstellen müssen, können zu einem 

Anspruch auf Kurzarbeitergeld für die vom 

Arbeitsausfall betroffenen Beschäftigten 

führen. 

Die Bundesregierung hat hierzu die 

Voraussetzungen für den Bezug von 

Kurzarbeitergeld erleichtert: 

• Es reicht, wenn 10 Prozent der Beschäftigten 

eines Betriebes von Arbeitsausfall betroffen 

sind, damit ein Unternehmen Kurzarbeit 

beantragen kann. Bisher musste mindestens 

ein Drittel der Beschäftigten betroffen sein. 

• Sozialversicherungsbeiträge werden bei 

Kurzarbeit von der Bundesagentur für Arbeit 

vollständig erstat-tet. 

• Kurzarbeitergeld ist auch für Beschäftigte in 

Zeitarbeit möglich. 

• In Betrieben, in denen Vereinbarungen zu 

Arbeitszeitschwankungen genutzt werden, 

wird auf den Auf-bau negativer 

Arbeitszeitkonten verzichtet. 

Diese Erleichterungen werden rückwirkend 

zum 1. März 2020 in Kraft treten und auch 

rückwirkend ausge-zahlt. 

Wichtig ist, dass die Unternehmen die 

Kurzarbeit im Bedarfsfall bei ihrer zuständigen 

Agentur für Arbeit anzeigen. Das kann auch 

online erfolgen. Dazu muss man sich auf den 

Seiten der Bundesagentur für Arbeit (BA) 

registrieren: 

https://anmeldung.arbeitsagentur.de/portal 

Ob die Voraussetzungen für die Gewährung 

des Kurzarbeitergelds vorliegen, prüft die 

zuständige Agentur für Arbeit im Einzelfall. 

Kurzarbeitergeld kann für eine Dauer von bis zu 

zwölf Monaten bewilligt werden. Es wird in 



 
derselben Höhe wie Arbeitslosengeld bezahlt. 

Das Kurzarbeitergeld beträgt 60 Prozent der 

Differenz zwischen dempauschalierten 

Nettoentgelt, das ohne Arbeitsausfall gezahlt 

worden wäre, und dem pauschaliertem 

Nettoentgelt aus dem tatsächlich erhaltenen 

Arbeitsentgelt. Es beträgt 67 Prozent, wenn 

mindestens ein Kind mit im Haushalt lebt. 

Tabellen zur Berechnung des KUG: 

https://www.arbeitsagentur.de/datei/kug050-

2016_ba014803.pdf 

https://www.arbeitsagentur.de/datei/kug51-

tabelle-2016_ba015003.pdf (bei 

Geringverdienern) 

Die Bundesregierung hat am 29.04.2020 

beschlossen, das Kurzarbeitergeld für 

diejenigen zu erhöhen, die KuG für ihre um 

mindestens 50 % reduzierte Arbeitszeit 

beziehen, und zwar ab dem vierten Monat des 

Bezugs auf 70 % (bzw. 77 % für Haushalte mit 

Kindern) und ab dem siebten Monat des 

Bezuges auf 80 % (bzw. 87 % für Haushalte mit 

Kindern) des pauschalierten Netto-Entgelts, 

längstens bis 31.12.2020. 

Außerdem werden die 

Hinzuverdienstmöglichkeiten für Kurzarbeiter 

ausgeweitet: Ab 01.05.2020 dürfen sie in allen 

Berufen bis zur vollen Höhe ihres bisherigen 

Monatseinkommens hinzuverdienen. Die 

Beschränkung auf systemrelevante Berufe wird 

aufgehoben. Die Regelung gilt ebenfalls bis 

zum 31.12.2020. 

Bundestag und Bundesrat müssen dem 

Gesetzentwurf noch zustimmen. 

Aufstockungszahlungen zum Kurzarbeitergeld, 

die Unternehmen zwischen dem 1. März 2020 

und dem 31. Dezember 2020 geleistet haben, 

bleiben steuerfrei. Voraussetzung ist, dass 

Aufstockungsbetrag und Kurz-arbeitergeld 

zusammen 80 Prozent des ausgefallenen 

Arbeitsentgelts nicht übersteigen. Wird mehr 

ge-zahlt, muss nur der darüber hinaus gehende 

Teil versteuert werden. Das entspricht der 

Regelung im Sozi-alversicherungsrecht und 

sorgt dafür, dass die Zahlungen ungeschmälert 

bei den Beschäftigten ankom-men. Darauf hat 

sich das Bundeskabinett am 06.05.2020 

verständigt. 

Vertragsärztliche Praxen erhalten nach einer 

internen Weisung der Bundesagentur für 

Arbeit grundsätzlich kein Kurzarbeitergeld. 

Grund dafür seien die im März durch den 

Bundestag beschlossenen Ausgleichszah-

lungen für Vertragsärzte und -

psychotherapeuten nach § 87a Abs. 3b S. 3 SGB 

V (sog. Schutzschirm für Pra-xen). 

3. Änderungen im Miet-, Insolvenz- und 

Strafprozessrecht 

Weitere rechtliche Änderungen ergeben sich 

durch das am 27.3.2020 vom Bundesrat 

verabschiedete „Gesetz zur Abmilderung der 

Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, 

Insolvenz- und Strafverfahrensrecht“. 

Vorgesehen sind u. a. folgende Maßnahmen: 

Erleichterungen im Insolvenzrecht 

Unternehmen, die aufgrund der Corona-

Pandemie in wirtschaftliche Schwierigkeiten 

geraten oder insolvent geworden sind, sollen 

ihre Geschäfte trotzdem weiterführen können. 

Hierzu wird die Insolvenzantragspflicht bis zum 

30.9.2020 ausgesetzt. Für einen dreimonatigen 

Übergangszeitraum ist das Recht der 

Gläubiger, die Eröffnung von 

Insolvenzverfahren zu beantragen, 

eingeschränkt. 

Mieterschutz 

Mieter sowie Kleinstunternehmen, die wegen 

der Ausbreitung des Coronavirus ihre Miete 

nicht mehr zahlen können, werden vor 

Kündigungen geschützt: durch zeitlich 

begrenzte Einschränkungen der Kündigung von 

Miet- und Pachtverhältnissen, Regelungen zur 

Stundung und Vertragsanpassung im 

Verbraucherdarlehensrecht. Leistungen der 



 
Grundversorgung wie Strom, Gas oder 

Telekommunikation sollen möglichst 

weiterlaufen. 

Hinweise: Alle Regelungen gelten grundsätzlich 

begrenzt. Mit Ende der derzeitigen 

Ausnahmesituation erfolgt die Rückkehr zur 

bisherigen Rechtslage. Die einzelnen 

Regelungen treten zu unterschiedlichen 

Zeitpunkten – zum Teil rückwirkend – in Kraft. 

Kommentar: Zahlungsansprüche in der 
Corona-Krise 
 
Mit dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen 

der COVID-19-Pandemie hat der Gesetzgeber 

Ausnahmeregelungen für 

Dauerschuldverhältnisse getroffen. Von der 

Krise existenziell betroffene Selbständige 

können sich dadurch Luft verschaffen, dass sie 

Mietzahlungen und andere wiederkehrende 

Zahlungspflichten für zunächst 3 Monate 

aussetzen. Erhält der Selbständige einen Liqui-

ditätszuschuss um Miete und 

Versorgungsverträge zu bedienen, wird er ab 

Erhalt die Zahlungen wieder aufnehmen 

müssen. 

Zahlungen aus dem Leistungsbereich des 

Unternehmens, etwa Lieferverträge, 

Werkverträge und Dienstleistungsverträge, 

sind grundsätzlich wie bisher zu erfüllen. Die 

Angabe des Auftraggebers, wegen der Krise in 

Zahlungsschwierigkeiten zu sein, ist keine 

Antwort auf ausstehende Zahlungs-

verpflichtungen.  

Eine nachvollziehbare Informationspolitik aller 

Unternehmen einer Lieferkette ist Voraus-

setzung, ernsthafte Zahlungsprobleme vom 

Abwälzen von Risiken zu unterscheiden.  

Höhere Gewalt liegt nicht durch das 

Infektionsrisiko vor, sondern wohl erst, wenn 

behördliche Maßnahmen zu einer Betriebs-

schließung zwingen.  

Erhält der Auftragnehmer keine schlüssigen 

Informationen, muss das Entgelt notfalls mit 

Nachdruck eingefordert werden. Der 

Rechtsweg ist auch in der Krise nicht 

ausgeschlossen.  

 

Kaufpreisaufteilung für ein bebautes 
Grundstück 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat das 

Bundesfinanzministerium (BMF) zum Beitritt 

zu einem Revisionsverfahren aufgefordert, in 

dem es um die Frage geht, ob die vom BMF 

entwickelte Arbeitshilfe für die Aufteilung von 

Kaufpreisen für bebaute Grundstücke auf den 

Grund und Boden einerseits und auf das 

Gebäude andererseits in der Praxis zugrunde 

gelegt werden kann. 

Hintergrund: Wird ein bebautes Grundstück 

erworben und zur Erzielung von Einkünften 

genutzt, z. B. durch Vermietung oder durch 

Verwendung für den Betrieb, darf nur das 

Gebäude abgeschrieben werden, nicht aber 

der Grund und Boden. Der Kaufpreis für das 

bebaute Grundstück muss daher auf das 

Gebäude und auf den Grund und Boden 

aufgeteilt werden; je höher der Gebäudeanteil 

ausfällt, desto vorteilhafter ist dies für den 

Steuerpflichtigen, da das Gebäude 

gewinnmindernd abgeschrieben werden kann. 

Das BMF hat eine sog. Arbeitshilfe in Gestalt 

einer Excel-Tabelle veröffentlicht, die eine 

Kaufpreisaufteilung ermöglichen soll und von 

den Finanzämtern angewendet wird. 

Sachverhalt: Die Klägerin ist eine 

Grundstücksgemeinschaft, die im April 2017 

eine 38 qm große Einzimmerwohnung (Baujahr 

1973) in Berlin zum Kaufpreis von 110.000 € 

erwarb, die vermietet wurde. Im Kaufvertrag 

wurde vereinbart, dass der Wert des Bodens 

20.000 € betragen sollte, sodass auf das 

Gebäude 90.000 € (ca. 81 %) entfielen. Die 

Klägerin berechnete die Abschreibung daher 

auf einer Bemessungsgrundlage von 81 % des 

Gesamtkaufpreises. Das Finanzamt errechnete 

dagegen mittels Arbeitshilfe des BMF einen 



 
Gebäudeanteil von nur ca. 30 % und minderte 

daher die Abschreibung. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) hat 

nun das BMF zum Beitritt zu dem 

Revisionsverfahren aufgefordert: 

 Der BFH will sich in dem Revisionsverfahren 

grundlegend mit der Frage beschäftigen, ob der 

Arbeitshilfe des BMF Bedeutung bei der Aufteilung 

eines Kaufpreises nach den realen Verkehrswerten 

zukommt. 

 Der Beitritt des BMF erfolgt, damit das BMF die 

Arbeitshilfe und deren Grundlagen erläutern und zur 

allgemeinen Problematik der Aufteilung von 

Kaufpreisen bei bebauten Grundstücken Stellung 

nehmen kann. 

Hinweise: Eine abschließende Entscheidung 

über diese Frage ist mit dem Beitrittsbeschluss 

noch nicht verbunden, sondern diese wird erst 

zum Abschluss des Revisionsverfahrens gefällt. 

Aus dem Beitrittsbeschluss des BFH ergibt sich 

auch noch keine Tendenz, ob der BFH die 

Arbeitshilfe steuerlich anerkennen wird. 

Für Käufer bebauter Grundstücke gilt, dass eine 

Kaufpreisaufteilung durch das Finanzamt nicht 

akzeptiert, sondern Einspruch eingelegt 

werden sollte, damit die Entscheidung des BFH 

im aktuellen Revisionsverfahren abgewartet 

werden kann. 

Die Entscheidung des BFH in dem Verfahren 

wird erhebliche praktische Bedeutung haben. 

Denn nach der Arbeitshilfe des BMF ergeben 

sich oft sehr hohe Bodenwerte, sodass nur ein 

kleiner Teil des Kaufpreises auf das Gebäude 

entfällt und damit abschreibbar ist; im Streitfall 

waren dies lediglich 30 %. 

Das Problem der Anwendbarkeit der 

Arbeitshilfe stellt sich nicht, wenn Käufer und 

Verkäufer im Kaufvertrag eine 

Kaufpreisaufteilung vornehmen. Eine solche 

Aufteilung ist grundsätzlich vom Finanzamt zu 

akzeptieren. Allerdings gilt dies nach der 

Rechtsprechung nicht, wenn die Aufteilung nur 

zum Schein erfolgt oder 

gestaltungsmissbräuchlich ist oder wenn sie 

derart deutlich von den Verkehrswerten 

abweicht, dass sie wirtschaftlich nicht mehr 

haltbar ist. Gerade wenn die Bodenrichtwerte 

enorm gestiegen sind, wird eine vertragliche 

Kaufpreisaufteilung vom Finanzamt häufig 

nicht mehr anerkannt, weil der sich nach der 

vertraglichen Kaufpreisaufteilung ergebende 

Bodenwert deutlich niedriger ist als der 

Bodenrichtwert. 

 


